
bestimmten Abfällen, die unter den Code B1120 in Teil 1 Liste B des 
Anhangs V der Verordnung Nr. 1013/2006 fallen, aus der Europäi­
schen Union in den Libanon verboten ist. 

( 1 ) ABl. C 288 vom 23.10.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 17. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
High Court of Justice (Queen’s Bench Division) — 
Vereinigtes Königreich) — Deo Antoine Homawoo/GMF 

Assurances SA 

(Rechtssache C-412/10) ( 1 ) 

(Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen — Auf außerver­
tragliche Schuldverhältnisse anzuwendendes Recht — Verord­
nung (EG) Nr. 864/2007 — Zeitlicher Anwendungsbereich) 

(2012/C 25/23) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice [Queen's Bench Division] 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Deo Antoine Homawoo 

Beklagte: GMF Assurances SA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (Queen’s 
Bench Division) (Vereinigtes Königreich) — Auslegung der Art. 
15 Buchst. c, 31 und 32 der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 
über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht (Rom II) (ABl. L 199, S. 40) sowie des Art. 297 VAEU — 
Zeitlicher Anwendungsbereich — Reichweite des auf die scha­
densbegründenden Ereignisse anzuwendenden Rechts 

Tenor 

Die Art. 31 und 32 der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf 
außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht („Rom II“) in 
Verbindung mit Art. 297 AEUV sind dahin auszulegen, dass ein 
nationales Gericht verpflichtet ist, diese Verordnung nur auf schadens­
begründende Ereignisse anzuwenden, die ab dem 11. Januar 2009 
eingetreten sind, und dass der Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens, 
mit dem Schadensersatz eingeklagt wird, oder der Zeitpunkt der Be­
stimmung des anwendbaren Rechts durch das angerufene Gericht kei­
nen Einfluss auf die Festlegung des zeitlichen Anwendungsbereichs 
dieser Verordnung haben. 

( 1 ) ABl. C 301 vom 6.11.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 24. 
November 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des High 
Court of Justice (England & Wales), Chancery Division 
(Patents Court) — Vereinigtes Königreich) — 
Georgetown University, University of Rochester, Loyola 
University of Chicago/Comptroller-General of Patents, 

Designs and Trade Marks 

(Rechtssache C-422/10) ( 1 ) 

(Humanarzneimittel — Ergänzendes Schutzzertifikat — Ver­
ordnung (EG) Nr. 469/2009 — Art. 3 — Bedingungen 
für die Erteilung des Zertifikats — Begriff „durch ein in 
Kraft befindliches Grundpatent geschütztes Erzeugnis“ — 
Kriterien — Bestehen zusätzlicher oder anderer Kriterien 
für ein Medikament, das mehr als einen Wirkstoff enthält, 
oder für einen Impfstoff gegen mehrere Krankheiten 

(„Kombinationsimpfstoff“)) 

(2012/C 25/24) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (England & Wales), Chancery Division 
(Patents Court) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Georgetown University, University of Rochester, 
Loyola University of Chicago 

Beklagter: Comptroller-General of Patents, Designs and Trade 
Marks 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (Chancery 
Division) — Auslegung des Art. 3 Buchst. b der Verordnung 
(EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. Mai 2009 über das ergänzende Schutzzertifikat für 
Arzneimittel (ABl. L 152, S. 1) — Bedingungen für die Erteilung 
des Zertifikats — Möglichkeit der Erteilung eines ergänzenden 
Schutzzertifikats für einen Wirkstoff oder eine Wirkstoffzusam­
mensetzung, wenn der Wirkstoff oder die Wirkstoffzusammen­
setzung nach Art. 3 Buchst. a der Verordnung durch ein in 
Kraft befindliches Grundpatent geschützt ist 

Tenor 

Art. 3 Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergän­
zende Schutzzertifikat für Arzneimittel ist dahin auszulegen, dass er es, 
sofern auch die anderen in diesem Artikel festgelegten Bedingungen 
erfüllt sind, den für den gewerblichen Rechtsschutz zuständigen Behör­
den eines Mitgliedstaats nicht verwehrt, ein ergänzendes Schutzzertifi­
kat für einen in den Ansprüchen des geltend gemachten Grundpatents 
genannten Wirkstoff zu erteilen, wenn das Arzneimittel, dessen Ge­
nehmigung für das Inverkehrbringen zur Stützung der Anmeldung des 
ergänzenden Schutzzertifikats vorgelegt wird, nicht nur diesen Wirk­
stoff enthält, sondern auch weitere Wirkstoffe. 

( 1 ) ABl. C 301 vom 6.11.2010.
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